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Vermietungen im Familienverbund (z. B. zwischen Eltern und 
Kindern) stehen steuerrechtlich oftmals besonders im Fokus. 
Wird eine Vermietung als fremdunüblich gewertet, so hat dies 
zur Konsequenz, dass zwar die daraus erzielten Einkünfte nicht 
der Steuerpflicht unterliegen, gegengleich jedoch auch geltend 
gemachte Ausgaben steuerrechtlich nicht anerkannt werden. 
Zudem steht kein Vorsteuerabzug aus etwaigen Anschaffun-
gen oder Investitionen für das vermietete Objekt zu. Damit ein 
Mietverhältnis auch im Familienverbund anerkannt wird, soll-
ten jedenfalls nachfolgende Punkte beachtet werden:

Fremdüblichkeit

Das Mietverhältnis sollte so ausgestaltet sein, wie dies auch 
mit fremden Dritten der Fall wäre. 

Dies bedeutet: 
 • Marktübliche Miete (nicht zu niedrig!)
 • Indexierung der Miete
 • Marktübliche Betriebskostenregelung
 • Kündigungsfristen wie am freien Markt
 • Keine ungewöhnlichen Sonderrechte
 • Vereinbarung einer Kaution

Schriftlichkeit/ Publizität

Neben der Fremdüblichkeit des Mietverhältnisses ist auch des-
sen Verschriftlichung besonders wichtig. Dies bedeutet, dass 
ein schriftlicher Mietvertrag vorliegen muss, welcher fremdüb-
lich ausgestaltet und von beiden Seiten unterfertigt und verge-
bührt ist.

Tatsächliche Durchführung

Abschließend ist auch wichtig, dass das Mietverhältnis auch 
tatsächlich so gelebt wird. Dies bedeutet im Wesentlichen:
 • Regelmäßige Zahlung (Überweisung/keine Barzahlungen) 
der Miete und der Betriebskosten

 • Hinterlegung der Kaution
 • Keine „Rückzahlungen unter der Hand“
 • Indexierung

Liegen die oben genannten Voraussetzungen grundsätzlich 
vor, so sind auch Mietverhältnisse mit nahen Angehörigen 
steuerrechtlich anzuerkennen. Dies wurde auch jüngst vom 
Bundesfinanzgericht (BFG) im Rahmen einer aktuellen Ent-
scheidung so bestätigt. 

Haben auch Unternehmer 
Anspruch auf Diäten?

Nähere Informationen dazu  
finden Sie auf Seite 4

Was muss bei Vermietungen im Familienverbund beachtet werden?

www.schmollmueller-partner.at		�   T: +43 (0) 7942 75055-150
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Neue Zölle auf kleine „Billigpakete“ aus Drittstaaten 
ab 1.7.2026
Aktuell sind Kleinsendungen aus Dritt-
staaten bis zu einem Warenwert von 
€  150,00 zollfrei. Um die europäischen 
Märkte vor Billigkonkurrenz, vornehm-
lich aus China, zu schützen, hat der Rat 
der Europäischen Union nun beschlossen, 
ab 1.7.2026 einen pauschalen Zollsatz 
von € 3,00 auf kleine Pakete aus Dritt-
staaten zu verhängen. Davon betrof-
fen sind Sendungen mit einem Wert von 
unter € 150,00, die überwiegend über 
den elektronischen Handel in die EU 
gelangen. Diese befristete Maßnahme 
soll vorerst bis zum 1.7.2028 gelten.

Welche Pakete sind betroffen?

Der neue Pauschalzoll gilt für Sendungen, 
die in die EU aus Drittstaaten eingeführt 
werden und einen Sendungswert von 
weniger als € 150,00 aufweisen. Die Zoll-
gebühr wird pro Artikel in einer Sendung 
entsprechend ihrer Warenkategorie erho-
ben. Entscheidend ist daher die Anzahl 
der in einer Sendung enthaltenen Waren-
kategorien. Befinden sich nämlich unter-
schiedliche Warenkategorien in einer 
Sendung, kann die Zollgebühr mehrfach 
anfallen. Wer beispielsweise künftig Klei-
dung in Kombination mit Elektronikgerä-
ten in einer Sendung erhält, der muss die 
Zollgebühr entsprechend doppelt ent-
richten, da hier zwei unterschiedliche 
Warenkategorien vorliegen.

Wie geht es langfristig weiter?

Die nunmehr beschlossene Maßnahme 
ist lediglich als Übergangslösung 
gedacht. Mit der vollständigen Inbe-
triebnahme der neuen EU-Zolldaten-
plattform im Jahr 2028 sowie der geplan-

ten Zollreform soll der nunmehr in Kraft 
tretende Paket-Pauschalzoll durch ein 
reguläres Zollverfahren ersetzt werden. 
Im Zuge dessen soll auch die bisherige 
Zollfreigrenze von € 150,00 vollständig 
abgeschafft werden.
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Wann muss bei Gutscheinen die Umsatzsteuer abge-
führt werden?
Verkauft ein Unternehmer Gutscheine, 
die zum späteren Bezug von Waren oder 
Dienstleistungen berechtigen, so stellt 
sich in der Folge oftmals die Frage, ob 
bereits der Verkauf des Gutscheins oder 
erst dessen Einlösung eine Umsatzsteu-
erpflicht auslöst. Diesbezüglich ist zwi-
schen Einzweck- und Mehrzweck-Gut-
scheinen zu unterscheiden.

Einzweck-Gutschein

Ein Einzweck-Gutschein liegt vor, wenn 
der Ort der Leistung, auf den sich 
der Gutschein bezieht, und die dafür 
geschuldete Umsatzsteuer (d. h. schon 
implizit die Bemessungsgrundlage und 
der Steuersatz) bei der Ausstellung des 
Gutscheins bereits feststehen. Bei Ein-
zweck-Gutscheinen wird die Umsatz-
steuer zu jenem Zeitpunkt erhoben, zu 

dem der Gutschein ausgegeben wird. 
Da bei Einzweck-Gutscheinen die Liefe-
rung oder sonstige Leistung beim Ver-
kauf des Gutscheins bereits bekannt 
und eindeutig konkretisiert ist, wird der 
Verkauf des Gutscheins wie ein Barum-
satz behandelt.
 
Beispiele für Einzweck-Gutscheine sind:

 • Gutschein eines Theaters für den 
Besuch einer Theatervorstellung

 • Gutschein für eine „Autowäsche 
Standard“ 

Mehrzweck-Gutschein

Als Mehrzweck-Gutschein ist jeder 
Gutschein zu qualifizieren, bei dem der 
umsatzsteuerliche Leistungsort oder 
der anzuwendende Steuersatz samt 

Bemessungsgrundlage (und folglich die 
geschuldete Umsatzsteuer) bei der Aus-
stellung des Gutscheins nicht bekannt 
sind, weil sich beispielsweise im ange-
botenen Sortiment Produkte befinden, 
welche unterschiedlichen Umsatzsteu-
ertarifen unterliegen (z. B. im Super-
markt). Sowohl die Ausstellung als auch 
die Weiterveräußerung von Mehrzweck-
Gutscheinen ist umsatzsteuerlich unbe-
achtlich. Die Besteuerung für Zwecke 
der Umsatzsteuer erfolgt erst zum Zeit-
punkt der Einlösung des Gutscheins. 

Beispiele für Mehrzweck-Gutscheine 
sind:

 • Gutschein einer Supermarktkette 
über € 100,00

 • Shoppingcenter-Gutschein 
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Erweiterte Ausnahmen beim Kfz-Sachbezug seit 
1.1.2026
Besteht für die Arbeitnehmerin bzw. 
den Arbeitnehmer die Möglichkeit, ein 
arbeitgebereigenes Kraftfahrzeug für 
nicht beruflich veranlasste Fahrten ein-
schließlich Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte zu benützen, so ist 
hierfür ein Sachbezug anzusetzen. 

Erweiterung der Ausnahmen vom 
Sachbezug

Ein Sachbezugswert für die Fahrten 
Wohnung - Arbeitsstätte ist nicht anzu-
setzen,

 • wenn es sich um Spezialfahrzeuge 
handelt, die aufgrund ihrer Aus-
stattung eine andere private Nut-
zung praktisch ausschließen (z. B. 
ÖAMTC- oder ARBÖ-Fahrzeuge, 
Montagefahrzeuge mit eingebauter 
Werkbank),

 • wenn Berufschauffeurinnen bzw. 
Berufschauffeure das Fahrzeug (Pkw, 
Kombi, Fiskal-Lkw), das privat nicht 
verwendet werden darf, nach der 
Dienstverrichtung mit nach Hause 
nehmen.

Weiters muss seit 1.1.2026 kein Sachbe-
zug angesetzt werden, wenn es sich um 
Kraftfahrzeuge handelt, die nicht zur 
überwiegenden Personenbeförderung 

gebaut sind und nach der ab 1.7.2025 
geltenden Rechtslage nicht der Norm-
verbrauchsabgabe unterliegen würden 
(z. B. Kastenwägen, Pritschenwägen).

Werden Spezialfahrzeuge bzw. Kraft-
fahrzeuge, die nicht zur überwiegen-
den Personenbeförderung gebaut sind 
und somit nicht der Normverbrauchs-
abgabe unterliegen, anderweitig privat 
genutzt, ist ein Sachbezug nach den all-
gemeinen Vorgaben zu berücksichti-
gen. Im Rahmen der letzten Wartung 

der Lohnsteuerrichtlinien wurde diesbe-
züglich auch klargestellt, dass von kei-
ner privaten Nutzung hier auszugehen 
ist, wenn diese seitens des Arbeitgebers 
nachweislich untersagt wurde.

Um hier für kommende Lohnabgaben-
prüfungen gut gerüstet zu sein, müssen 
Fahrtenbücher, sollten solche geführt 
werden, stets lückenlos geführt und 
auch durch den Arbeitgeber laufend auf 
ihre Richtigkeit hin überprüft werden.
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Wird für die Anschaffung oder den 
Ausbau einer vermieteten Immobi-
lie ein Fremdwährungskredit (z. B. 
Schweizer Frankenkredit) aufge-
nommen und kommt es, hervorge-
rufen durch Währungsschwankun-
gen, zu Tilgungsmehrbeträgen, so 
stellt sich in der Folge oftmals die 
Frage, ob diese Mehrbeträge im 
Rahmen der Vermietung und Ver-
pachtung als Ausgaben steuerlich 
abzugsfähig sind.

KEINE ABZUGSFÄHIGKEIT VON 
FREMDWÄHRUNGSVERLUSTEN

Der Verwaltungsgerichtshof 
(VwGH) vertritt diesbezüglich im 
Rahmen seiner ständigen Recht-

sprechung die Auffassung, dass 
Kursverluste aus Fremdwährungs-
krediten bei den Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung steuer-
lich nicht abzugsfähig sind. 

Kursverluste wie auch Kursge-
winne (anders als Schuldzinsen für 
Fremdkapital) sind stets das Ergeb-
nis einer Marktentwicklung, die kei-
nen unmittelbaren wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit den Einkünften 
aus dem fremdfinanzierten Wirt-
schaftsgut aufweist.

Nach Ansicht des VwGH stellen ent-
standene Kursverluste somit kein 
Entgelt für die Nutzung des Fremd-
kapitals dar und stehen daher auch 

in keinem unmittelbaren wirtschaft-
lichen Zusammenhang mit den Ver-
mietungseinkünften. Dies gilt auch 
dann, wenn ein (Fremdwährungs-)
Kredit eindeutig einer Vermietung 
und Verpachtung dient. 

Ob die Kursverluste durch Konver-
tierung oder durch laufende Til-
gungsmehrbeträge, infolge von 
Währungsschwankungen, entste-
hen, ist für deren steuerliche Nicht-
abzugsfähigkeit im Rahmen einer 
Vermietung und Verpachtung nicht 
von Bedeutung.

VwGH vom 2.7.2025, Ro 2024/13/0016 

 

SIND KURSVERLUSTE AUS FREMDWÄHRUNGSKREDITEN BEI 
VERMIETUNGEN UND VERPACHTUNGEN STEUERLICH ABZUGSFÄHIG?
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Für Kraftfahrzeuge, die im Inland nicht zulassungsfähig 
sind, nicht zugelassen werden oder von der Normver-
brauchsabgabe (NoVA) befreit sind, kann auf Antrag die 
NoVA rückvergütet werden. Der Verwaltungsgerichts-
hof (VwGH) hat in einem jüngsten Erkenntnis eine wich-
tige Entscheidung für Fahrzeughändler getroffen und 
entschieden, dass beim Weiterverkauf von bisher nicht 
NoVA-pflichtigen Fahrzeugen an einen Endkunden der 
Fahrzeughändler und nicht der Endkunde die NoVA-Rück-
vergütung beantragen kann.

ENTSCHEIDUNG DES VERWALTUNGSGERICHTSHOFS 
VOM 18.12.2025
Im Rahmen des Erkenntnisses Ro 2024/15/0031 war der 
VwGH mit einem Fall befasst, in dem ein gewerblicher 
Fahrzeughändler eine NoVA-Vergütung für sogenannte 
Tageszulassungen sowie für ein von ihm gebraucht 
erworbenes ehemaliges Mietfahrzeug beantragte. In bei-
den Fällen hatte der Händler die NoVA getragen. Strit-
tig war beim Weiterverkauf des ehemaligen Mietwagens 
die Frage, ob dem Fahrzeughändler oder dem Endkunden 
die NoVA-Rückvergütung zusteht, da unklar ist, wer als 
NoVA-vergütungsberechtigter Erwerber gilt, da sowohl 
der Fahrzeughändler im Zuge seines Ankaufs als auch 
der Endkunde, im Rahmen seines Kaufs beim Fahrzeug-
händler, einen Erwerb getätigt hat. Der VwGH kam in der 
Folge zu dem Schluss, dass bei der Lieferung eines bis-
lang nicht der NoVA unterliegenden Fahrzeuges an einen 
Fahrzeughändler mit unmittelbar nachfolgender Weiter-
veräußerung an einen Endkunden der Fahrzeughändler 
als Erwerber im Sinne des Normverbrauchsabgabenge-
setzes gilt. Dementsprechend steht in einem derartigen 
Fall dem Fahrzeughändler und nicht dem Endkunden die 
NoVA-Rückvergütung zu. 

KLARSTELLUNG ZUR NOVA-RÜCKVER-
GÜTUNG AN FAHRZEUGHÄNDLER

Haben auch Unternehmer 
Anspruch auf Diäten?

Tritt eine Unternehmerin bzw. ein Unternehmer im Rahmen 
seiner beruflichen Tätigkeit eine Reise an, so entstehen dem 
Unternehmer hierfür Kosten für die Fahrt, aber auch oft-
mals für Verpflegung und Unterkunft. Analog zum Werbungs-
kostenabzug bei Dienstnehmerinnen bzw. Dienstnehmern 
besteht auch im unternehmerischen Bereich die Möglichkeit, 
neben dem Ansatz von Kilometergeld (sofern es sich um ein 
privates Fahrzeug handelt) auch reisebedingte Verpflegungs- 
und Nächtigungsmehraufwendungen mittels Pauschalbeträ-
gen als Betriebsausgaben geltend zu machen, sofern die Reise 
betrieblich veranlasst ist.

Betrieblich veranlasste Reise

Eine betrieblich veranlasste Reise liegt vor, wenn sich ein Unter-
nehmer aus betrieblichen Gründen mindestens 25 km vom Mit-
telpunkt seiner Tätigkeit (Betriebsstätte) entfernt und eine 
Reisedauer von mehr als drei Stunden vorliegt. Damit einher-
gehend darf im Zuge der Reise auch kein weiterer Mittelpunkt 
der Tätigkeit begründet werden. Ein weiterer Mittelpunkt der 
Tätigkeit wird begründet, wenn man fünf Tage durchgehend 
(oder regelmäßig wiederkehrend) oder an mehr als 15 Tagen 
im Kalenderjahr aus beruflichen Gründen am gleichen Ort tätig 
ist. Dabei gilt es zu beachten, dass sich ein Mittelpunkt der 
Tätigkeit nicht zwangsläufig auf einen Ort beziehen muss, son-
dern auch ein gesamtes Einzugsgebiet (z. B. Bezirk) umfassen 
kann. In derartigen Fällen besteht bei Tätigkeiten im gesamten 
Gebiet kein Anspruch auf Diäten.

Vorsteuerabzug bei Inlands- und Auslandsreisen

Macht ein Unternehmer bei einer betrieblich veranlassten Reise 
im Inland die pauschalen Taggeld- und Nächtigungskosten gel-
tend, so kann er die in den Bruttobeträgen enthaltene 10%ige 
Umsatzsteuer als Vorsteuer wieder abziehen. Falls anstelle des 
pauschalen Nächtigungsgeldes die tatsächlichen Nächtigungs-
kosten abgesetzt werden, kann die Vorsteuer von diesen gel-
tend gemacht werden. Dafür muss aber eine Rechnung vorlie-
gen, die den Formalerfordernissen des Umsatzsteuergesetzes 
entspricht. 
Anders als bei Reisekosten im Inland gibt es bei den Diätensät-
zen für das Ausland keinen Vorsteuerabzug in Österreich.
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VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres- 

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

März 2026 3,2 131,5 142,3
Februar 2026 2,2 130,0 140,6
Jänner 2026 2,0 129,0 139,5

Fälligkeitsdatum 15. Mai 2026
USt, NoVA, WerbeAbg  für März
L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für April
Kammerumlage, Kfz-Steuer  für I. Quartal 2026
ESt- und KÖSt-Vorauszahlung  für II. Quartal 2026
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